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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Dr. Dietmar Keller 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/3412 — 


Zuordnung des ehemaligen Reichsvermögens 


Nach Artikel 21 Abs. 1 des „Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Herstellung der Einheit Deutschlands'' wird das „Vermögen der Deut- 
schen Demokratischen Republik, das unmittelbar bestimmten Verwal- 
tungsaufgaben dient (Verwaltungsvermögen), (...) Bundesvermögen, 
sofern es nicht nach seiner Zweckbestimmung am 1. Oktober 1989 über- 
wiegend für Verwaltungsaufgaben bestimmt war, die nach dem Grund- 
gesetz von Ländern, Gemeinden (Gemeindeverbänden) oder sonstigen 
Trägern öffentlicher Verwaltung wahrzunehmen sind". 

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland trat auch das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft, das in Artikel 134 bestimmt, daß früheres Reichs- 
vermögen nur dann Bundesvermögen wird, wenn es nicht für Aufgaben 
bestimmt ist, die nach dem Grundgesetz nicht Aufgaben des Bundes 
sind. Vermögen, das den Verwaltungsaufgaben der Länder dient, ist 
„unentgeltUch" auf diese zu übertragen. 

1. In welchem wert- und mengenmäßigen Umfang ist auf dem Gebiet 
der neuen Bundesländer ehemahges Reichsvermögen dem Bund 
zugefallen? 


Aussagekräftige Zahlen zum wert- und mengenmäßigen Umfang 
des in den neuen Bundesländern belegenen ehemaligen Reichs- 
vermögens, das nach Maßgabe des Artikels 21 Abs. 3 des Eini- 
gungsvertrages Bundesvermögen geworden ist, sind nicht vor- 
handen. Bei der Aufarbeitung des ehemaligen Volkseigentums ist 
die Entwicklung insbesondere wegen mangelhafter Grundbuch- 
und Katasterunterlagen noch nicht abgeschlossen. 

Überdies ist eine abschließende Wertermittlung angesichts der 
Tatsache, daß das ehemalige Reichs vermögen zum Teil anderen 
Berechtigten zuzuordnen oder an Dritte zurückzuübertragen ist, 
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der Bebauung der Liegenschaften, der Abhängigkeit des Ver- 
kehrswerts u. a. von der örtlichen Marktlage, dem Bebauungs- 
stand sowie ggf. vorhandenen Altlasten, nicht möglich. Die nach- 
folgenden Zahlen stellen daher nur grobe Schätzwerte dar. 

An ehemaligem Reichsvermögen in den neuen Ländern sind dem 
Bund nach dem bisherigen Stand der Ermittlungen rd. 58 000 ha 
zugefallen. 


2. In welchem Umfang wird dieses ehemalige Reichsvermögen von den 
neuen Bundesländern genutzt? 


Die neuen Bundesländer nutzen eine Fläche von ca. 1 358 ha. 


3. Trifft es zu, daß die Landesregierung von Thüringen im Namen der 
neuen Länder vom Bund fordert, ehemaliges Reichsvermögen, das 
gegenwärtig von den neuen Bundesländern genutzt wird, dem 
Eigentum des jeweiligen Landes zuzuordnen? 

Wenn ja, welcher Auffassung ist die Bundesregierung? 

4. Trifft es zu, daß ein im Frühherbst 1991 an das Bundesministerium 
der Finanzen gerichtetes entsprechendes Schreiben des Finanzmini- 
sters des Landes Thüringen trotz einer Erinnerung im August dieses 
Jahres noch nicht beantwortet worden ist, obwohl der Bundesmini- 
ster der Finanzen im November 1991 eine Prüfung zugesagt haben 
soll? 

Wenn ja, wann ist mit einer Antwort zu rechnen? 


Es trifft zu, daß die Landesregierung von Thüringen im Namen 
der neuen Länder vom Bund fordert, ehemaliges Reichsvermögen, 
das gegenwärtig von den neuen Bundesländern genutzt wird, 
dem Eigentum des jeweiligen Landes zuzuordnen. 

Die Finanzminister der neuen Bundesländer vertreten hierbei die 
Auffassung, daß Artikel 21 Abs. 3 des Einigungsvertrages im 
Lichte des Artikels 134 Abs. 2 Grundgesetz ausgelegt werden 
sollte. 

Ein entsprechendes Schreiben des Finanzministers des Landes 
Thüringen ist mit Schreiben vom 21. November 1991 und 20. Ok- 
tober 1992 beantwortet worden. Der Rechtsauffassung der Län- 
der, diese könnten aus Artikel 134 Grundgesetz und als Rechts- 
nachfolger der früheren Länder nach Artikel 21 Abs, 3 Einigungs- 
vertrag einen Rechtsanspruch auf ehemaliges Reichsvermögen 
ableiten, kann sich die Bundesregierung nicht anschließen. 

Die Vorschriften des Einigungsvertrages über die Aufteilung des 
öffentlichen Vermögens sind Sondervorschriften, die Artikel 134 
Grundgesetz Vorgehen; die neuen Bundesländer sind auch nicht 
Rechtsnachfolger der früheren Länder. 

Die Auffassung des Bundes zur Auslegung des Artikels 21 Abs. 3 
des Einigungsvertrages wird durch ein vom Bund in Auftrag 
gegebenes Rechtsgutachten bestätigt. 

Unabhängig von diesen unterschiedlichen Rechtsstandpunkten 
hat der Bund sich damit einverstanden erklärt, den Ländern auf 
der Grundlage von Haushaltsvermerken Liegenschaften zu über- 
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eignen, die für Verwaltungsaufgaben der Länder genutzt und für 
den Aufbau der Verwaltung dringend benötigt werden. 

Hierbei handelt es sich um Liegenschaften aus den Bereichen der 
Justiz, der Finanzverwaltung und der Polizei, die im Zuge des 
Übergangs der entsprechenden Aufgaben von den Ländern auf 
das Deutsche Reich Eigentum des Deutschen Reichs wurden. 

Die Problematik des sog. verreichlichten Vermögens ist daher 
pragmatisch zugunsten der Länder gelöst worden. 


3 



Druck: Thenee Druck, 5300 Bonn 1, Telefon 91781-0 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 201363, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (0228) 363551, Telefax (0228) 361275 

ISSN 0722-8333 



